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Offener Brief zur fehlenden Berücksichtigung von Pflegeeltern in der 

aktuellen Elterngeldreform  

 
Sehr geehrter Herr Staatssekretär Behnel, 

sehr geehrte Frau Enderlein, 

als PFAD Bundesverband der Pflege- und Adoptivfamilien e.V. setzen wir uns als 

anerkannter und bundesweiter Fach- und Interessenverband im Bereich der Pflege- 

und Adoptivkinderhilfe in Deutschland ein und sind langjähriger Partner des 

BMBFSFJ.  

Mit großem Bedauern mussten wir feststellen, dass das BMBFSFJ in der Vorhaben-

planung für 2026 (Ausschussdrucksache 21(13)21 vom 27.01.26) die Einführung des 

Elterngelds für Pflegeeltern nicht mehr mit aufführt. Diese Tatsache ist in höchstem 

Maße irritierend, da das Vorhaben bereits das zweite Mal im Koalitionsvertrag auf-

genommen ist und der Bundesrat in seiner 1060. Sitzung am 19.12.2025 auch bereits 

einen entsprechenden Beschluss (Drucksache 671/25) gefasst hat. 

Pflegeeltern werden durch den Ausschluss von Elterngeld nicht nur benachteiligt, 

auch führt die fehlende finanzielle Anerkennung zu einem massiven Rückgang in der 

Bereitschaft von Pflegefamilien zur Aufnahme eines Pflegekindes und zur gesamt-

gesellschaftlichen Gewinnung neuer Pflegefamilien. Mehrere ohnehin überschuldete 

Kommunen springen mit elterngeldanalogen Leistungen zwar als Ausfallbürgen ein, 

dies entlässt den Bund aber nicht aus seiner gesamtgesellschaftlichen Verantwortung. 

Wir fordern Sie daher mit Nachdruck auf, im anstehenden Reformprozess auch die 

Pflegeeltern wieder als Leistungsberechtigte aufzunehmen und die im Koalitionsver-

trag aufgeführten Versprechungen zu halten. Nach unserer Kalkulation entstehen 

dem Bund bei 2100 Neuanträgen von Pflegeeltern/Jahr ca. 2 Millionen € Mehrkosten 

im Jahr, zusätzlich zum Gesamtvolumen der 7,2 Milliarden Euro Gesamtausgaben 
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 für Elterngeld, was letztlich eine finanziell „günstige“ Einhaltung der Versprechun-

gen aus dem Koalitionsvertrag wäre. Zusätzlich würde der Bund einen notwendigen 

und öffentlichkeitswirksamen Beitrag zur Gewinnnung neuer Pflegefamilien leisten, 

welchen er mit seiner bundesweiten Kampagne „Pflegeelternschaft - Zeit, die prägt“ 

im letzten Jahr angekündigt hat.  

Für eine Anhörung bzw. ein Fachgespräch zu diesem Thema stehen wir Ihnen im 

weiteren Reformprozess gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Ulrike Schulz 

Vorsitzende PFAD Bundesverband 

 
 


